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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung und 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2829/72 des Rates vom 
28. Dezember 1972 über das Gemeinschaftskontingent für den 
Güterkraftverkehr zwischen den Mitgiiedstaaten 
— Drucksache 7/2241 — 


A. Problem 

Zur Abwicklung des Güterkraftverkehrs zwischen den Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft sind gemäß Verordnung 
(EWG) Nr. 2829/72 Gemeinschaftsgenehmigungen an Verkehrs- 
unternehmen ausgegeben worden. Diese Verordnung läuft zum 
31. Dezember 1974 aus. 


B. Lösung 

Die Gültigkeit dieser Verordnung soll um zwei Jahre bis zum 
31. Dezember 1976 verlängert werden. Außerdem soll die Ge- 
samtzahl der Gemeinschaftsgenehmigungen entsprechend dem 
gewachsenen Verkehr erhöht werden. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/2668 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Wendt 


Der in der Drucksache 7/2241 enthaltene Ver- 
ordnungsentwurf wurde mit Schreiben des Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages vom 19. Juni 
1974 dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen zur Beratung überwiesen. Der 
Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
16. Oktober 1974 behandelt. 

Zur Abwicklung des gewerblichen Güterkraftver- 
kehrs zwischen den Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Gemeinschaft wurden durch die Verordnungen 
(EWG) Nr. 1018/68 und Nr. 2829/72 Gemeinschafts- 
genehmigungen eingeführt, die den Inhaber berech- 
tigen, Beförderungen im Güterkraftverkehr auf 
sämtlichen Verkehrs Verbindungen zwischen den 
Mitgliedstaaten unter Ausschluß des Inlandver- 
kehrs durchzuführen. Das gesamte Kontingent ist 
auf insgesamt 1 970 Gemeinschaftsgenehmigungen 
festgesetzt worden, die auf die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft nach bestimmten Grund- 
sätzen verteilt worden sind. 

Durch den oben angegebenen Verordnungsent- 
wurf soll dieses System der Gemeinschaftsgenehmi- 
gungen, das an sich am 31. Dezember 1974 aus- 
läuft, um zwei Jahre verlängert werden, um zusätz- 
liche Daten für die künftige Organisation des euro- 


päischen Güterkraftverkehrsmarktes zu sammeln. 
Gleichzeitig soll das Gesamtkontingent entspre- 
chend dem ansteigenden Verkehrsbedürfnis für 
1975 auf 2 285 Genehmigungen und für 1976 auf 
2 601 Genehmigungen aufgestockt werden. Dabei 
sollen jedoch für alte und neue Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft unterschiedliche 
Quoten gelten. Die Kontingentsquoten sollen für die 
alten Mitgliedstaaten um 15 v. H. und für die 
neuen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft um 20 V. H. erhöht werden. 

Der Ausschuß hält die vorgesehene Verlängerung 
des Gemeinschaftskontingents um zwei Jahre für 
notwendig. Wenn sich jedoch der Rat auch für eine 
Kontingents auf Stockung entscheiden sollte, sollten 
nunmehr für alle Mitglieder der Gemeinschaft 
gleiche Erhöhungsquoten vorgesehen werden. Den 
neuen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft wurde be- 
reits mit Verordnung (EWG) Nr. 2063/74 eine Son- 
dercpiote zugestanden. Eine nochmalige Sonderquote 
würde zu unvertretbaren Wettbewerbs Verzerrungen 
führen. Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen schlägt daher eine gegen diese 
Sonderquoten gerichtete Entschließung vor und emp- 
fiehlt im übrigen Kenntnisnahme von dem Verord- 
nungsentwurf. 


Bonn, den 16. Oktober 1974 

Wendt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Verordnungs Vorschlag in Drucksache 7/2241 wird Kenntnis ge- 
nommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, daß bei einer Kontin- 
gentsaufstockung die Quoten für alle Mitglieder der Gemeinschaft mit einem 
einheitlichen Prozentsatz aufgestockt werden. 


Bonn, den 16. Oktober 1974 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Femmeldewesen 

Börner Wendt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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